
Über Vilnius hinaus denken: 
neue EU-Ostpolitik

Erstens offenbaren die politischen Machtspiele im 
Vorfeld des Gipfels, dass Russland realisiert hat, wie 
ernst es der EU mit der Annäherung seiner östlichen 
Nachbarn in Bezug auf  universelle Werte, europäische 
Normen und Prozeduren wie auch mit der politischen 
und wirtschaftlichen Kooperation ist. Unverhohlen 
droht Moskau mit verschärften Handelsregeln, sollten 
die östlichen Länder den Weg Richtung EU-Integra-
tion einschlagen. Stattdessen drängt Russland sie zum 
Beitritt in eine russisch geführte Eurasische Wirt-
schaftsunion, welche im Januar 2015 gegründet wer-
den soll. Es ist nicht auszuschließen, dass sich dieser 
Druck insbesondere bei einem Erfolg in Vilnius noch 
verschärft. Die EU muss einen Weg finden, darauf  mit 
wirksamer Solidarität zu antworten.

Zweitens zeigen sowohl die Entscheidung der arme-
nischen Regierung, der russisch geführten Zollunion 
beizutreten, als auch die ambivalente Haltung Geor-
giens und der Status des Demokratisierungsprozesses 
in der Ukraine, dass die EU-Ostpolitik bisher nur 
bedingt Einfluss auf  die östlichen Nachbarn hatte und 
ihre Erfolgsbilanz äußerst begrenzt ist. Die Schwä-
chen der EU-Nachbarschaftspolitik sind hinreichend 
bekannt: Mangel an strategischem Interesse, ein 
Übermaß an Bürokratie, Spannungen zwischen EU-
Mitgliedsstaaten, schwache Anreize, sich den Anfor-
derungen der EU zu unterwerfen. Dieses halbherzige 
Engagement in Kombination mit den stockenden 
Demokratisierungsprozessen führt zu einer Stagnation 
der Östlichen Partnerschaft. Es liegt im Interesse und 
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in der Verantwortung der EU, diesem Prozess neuen 
Schwung zu verleihen.

Vor allem aber sollten Berlin und Warschau dabei die 
treibenden Kräfte sein. In den letzten Jahren haben 
sich die Stimmen gemehrt, die eine engere Zusammen-
arbeit beider Länder gefordert haben, um eine effekti-
vere Politik und Synergien zu erzielen. Und obwohl die 
EU-Nachbarschaftspolitik zu den großen Themen zwi-
schen Berlin und Warschau zählt, mündeten die Ge-
spräche bislang kaum in bedeutende politische Initiati-
ven. Dies gründete sich in unterschiedlichen Interessen 
und Wahrnehmungen der östlichen Nachbarn. Doch 
die Meinungsverschiedenheiten zwischen deutschen 
und polnischen Eliten haben in den letzten Jahren 
deutlich abgenommen, etwa bei der Bewertung der 
russischen Außenpolitik oder der Demokratisierungs-
prozesse in der Ukraine. Das gestiegene gegenseitige 
Verständnis ist eine der wichtigsten Voraussetzungen 
für eine deutsch-polnische »Partnerschaft für Europa«. 
Der Bedarf  an einer Stärkung der EU-Nachbarschafts-
politik nach dem Gipfel in Vilnius macht eine engere 
deutsch-polnische Kooperation unerlässlich. Für diese 
Schritte sollten Deutschland und Polen zusammen 
eintreten:

� Erstens sollten sie dafür sorgen, dass der Gipfel 
von Vilnius ein Erfolg wird: Deutschland und Polen 
sollten mit aller Kraft für die Unterzeichnung des 
Assoziierungsabkommens mit der Ukraine sowie für 
die Aufnahme von Verhandlungen mit Moldau und 
Georgien beim EU-Gipfel in Vilnius eintreten. Die 
Zeit ist reif  dafür – trotz der bestehenden Defizite 
an Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in einigen 
dieser Länder.

� Zweitens sollten sich beide Länder im Zuge der Rati-
fizierung und der Umsetzung der neuen Abkommen 
für einschlägige strukturelle Justizreformen einsetzen. 
Die Demokratisierung der östlichen Nachbarn ist 
das eigentliche Ziel der EU. Rechtsstaatlichkeit ist die 
erste und unverzichtbare Voraussetzung einer sol-
chen Transformation. Es ist auch entscheidend für 
die erfolgreiche Umsetzung der Freihandelszone mit 
der Ukraine. Somit sollte sich der Ratifizierungspro-
zess (im EP wie in den nationalen Parlamenten) auf  

strukturelle Reformen v. a. im Justizwesen konzent-
rieren. Auch sollten Programme für technische Hilfe 
angeboten werden. Dies ist der einzige Weg, wie die 
EU Einflussmöglichkeiten auf  die Region nach der 
Unterzeichnung der Abkommen bewahren kann.

� Drittens sind nach der Unterzeichnung des Asso-
ziierungsabkommen beide Seiten – die EU wie die 
östlichen Partner – dafür verantwortlich, dass die 
Vereinbarungen erfüllt werden. Trotz der langfris-
tigen Vorteile für beide Seiten birgt die Umsetzung 
des Abkommens kurzfristig scharfe und zum Teil 
sozial äußerst schmerzhafte Anpassungen. Polen 
und Deutschland sollten die Notwendigkeit der 
Solidarität mit den Partnern unterstreichen. Russland 
könnte den Druck auf  die östlichen EU-Nachbarn 
weiter erhöhen, ihre nationalen Wirtschaften emp-
findlich treffen und innenpolitische Kontroversen 
anheizen. Die EU sollte sicherstellen, dass engere 
Beziehungen nicht den jeweiligen nationalen Inter-
essen zuwider laufen. Denn sollten die Anpassungen 
negative Folgen für die Bevölkerung haben, können 
diese die Schuld bei der EU suchen. Die EU muss 
ihren Partnern wirksame Hilfe anbieten können, um 
die Folgen möglicher russischer Vergeltungsmaß-
nahmen abzufedern. Konkret könnte sie ihre Märkte 
für Produkte öffnen, die von verschärften russischen 
Importregeln betroffen wären. Auch die Schaffung 
eines Fonds zur Unterstützung der wirtschaftlichen 
Transformation wäre sinnvoll.

� Viertens sollten Polen und Deutschland für eine stär-
kere zivilgesellschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den östlichen Ländern und der EU eintreten: Die 
Meinung der Öffentlichkeit, von Nichtregierungsor-
ganisationen und Medien wird entscheidend sein für 
die Umsetzung der Assoziierungsabkommen. Das 
Risiko der Verschleppung ist ohne innenpolitischen 
Druck auf  die Eliten sehr hoch. Daher sollte die EU 
mit einer Informationskampagne für die Vorteile 
einer EU-Mitgliedschaft werben.

� Fünftens werden die Assoziierungsabkommen den 
europäischen Binnenmarkt stärken und die wirt-
schaftliche Integration Richtung Osten vorantreiben. 
Sind diese Vorhaben erfolgreich abgeschlossen, soll-
te ein nächster Schritt ein neues Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen mit Russland sein sowie 



DGAPstandpunkt 2013/08 3

Über Vilnius hinaus denken: 
neue EU-Ostpolitik

Gespräche über eine gemeinsame Freihandelszone. 
Eine vertragliche Zusammenarbeit zwischen der EU 
und den Staaten der östlichen Nachbarschaft und 
das Bemühen um eine engere Zusammenarbeit mit 
Russland widersprechen sich nicht, sondern ergän-
zen sich. Auch hier müssen Deutschland und Polen 
eine tragende Rolle übernehmen.

� Sechstens sollte die EU ihre östliche Außenpolitik 
auch durch die Einbeziehung der Visegrad- und 
der nordischen Länder stärken. Die Handlungs-
fähigkeit der EU-Ostpolitik speist sich aus einem 
umfassenden Ansatz und der Einbeziehung aller 
Interessenparteien.

Aufgrund ihrer gemeinsamen Interessen, ihrer geo-
grafischen Lage und ihrer Geschichte sind Polen und 
Deutschland unverzichtbare Motoren für die östliche 
Nachbarschaftspolitik der EU. Der Gipfel in Vilnius 
wird nicht das Ende aller Herausforderungen sein, im 
Gegenteil: Sein Erfolg hängt vor allem vom langfristi-
gen Engagement der EU in der Region ab. Es ist für 

Warschau und Berlin an der Zeit, ihrer Verantwortung 
in ihrer »Partnerschaft für Europa« gerecht zu werden 
und der Beziehung zu ihren östlichen Nachbarn neue 
Impulse im Sinne einer politischen Philosophie von 
gleichberechtigter Teilhabe und Kooperationsbereit-
schaft zu geben – auch über Vilnius hinaus.

Andrzej Olechowski, polnischer Außenminister a. D., 
Adam D. Rotfeld, polnischer Außenminister a. D., 
Rainder Steenblock, Minister a. D., Rita Süssmuth, 
Bundestagspräsidentin a. D., Karsten Voigt, ehem. MdB 
und Beauftragter der Bundesregierung für die deutsch-
amerikanischen Beziehungen.
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